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VERSCHIEBUNG VON MÄNNER-

ZU FRAUENARBEIT BEI DEN ANGESTELLTEN?

Bei den Rezepten, die zur Heilung der Arbeitslosigkeit ein Wiederausscheiden der

Frauen, zumindesten der verheirateten, aus der Erwerbstätigkeit und ihren Ersatz durch

Männer fordern, wäre erst die Feststellung nötig, ob tatsächlich solche Umgruppierungen
zwischen Männer- und Frauenarbeit stattgefunden haben. Die Entwicklung wird meist

so dargestellt, als habe in den letzten Jahrzehnten die Frauenarbeit immer mehr die

Männerarbeit verdrängt und dadurch einen Überschuß an männlichen Arbeitskräften

erzeugt, der durch eine Zurückdrängung der Frauenarbeit und ein Wiedereinsetzen der

Männer ausgeglichen werden könnte und müßte. Den Beweis für diese Theorie glaubt
man in der so viel größer gewordenen absoluten Zahl erwerbstätiger Frauen zu finden —

obwohl ja die Gesamtbevölkerung ebenfalls stark zugenommen hat und obwohl der

Anteil der erwerbstätigen Frauen, an der Zahl der erwachsenen Frauen gemessen, heute

nur um ein Geringes größer ist als vor 20 Jahren.

Ob tatsächlich, besonders in den letzten fünf Jahren, durch die Rationalisierung
eine Verschiebung von Männerarbeit zu Frauenarbeit in größerem Maße stattgefunden
hat, dafür liegen statistische Beweise kaum vor. Fast stets ist jedoch die Frauen¬

arbeit nicht auf Kosten der Männerarbeit gewachsen, sondern die

Wandlungen und veränderten Bedürfnisse der Wirtschaft haben der weiblichen Arbeit

mehr Spielraum gegeben und die weiblichen Berufe ausgeweitet. Für die uns am

nächsten liegenden Angestelltenberufe läßt sich aus den in diesen Tagen erschienenen

„Jahresberichten der sächsischen Gewerbsaufsichtsbeamten für 1930" eine Beobachtung
entnehmen, die für diese uns sehr wichtig erscheinende Frage einmal genaueres Material

gibt. Es heißt in dem Bericht bei der Erörterung der Arbeitslosigkeit unter den sächsi¬

schen Angestellten (S. 12—14):

„Der Angestelltenabbau (im Jahre 1930) hat im Ganzen gesehen die weiblichen An¬

gestellten mit einer Abnahme von 424 sich so gut wie behaupten lassen, während fast

10000 männliche Angestellte ihre Stellung verloren. Damit hat die nun seit Jahren

zu beobachtende Verschiebung von den männlichen zu den weib¬

lichen Angestellten neuen starken Antrieb erfahren. Die Verhältniszahl zwischen

männlichen und weiblichen Angestellten hat sich in der aus der Übersicht zu erkennen¬

den Weise weiter zugunsten der weiblichen Kräfte verändert:

vom Hundert auf

janr männliche weibliche männliche weibliche

1927 140 414 70 449 66,6% 33,4%

1928 145 108 77 677 65,1% 34,9%

1929 145118 81530 64,0% 36,0%

1930 135 844 81116 62,6% 37,4%



. .. Danach sind in erster Linie männliche erwachsene Angestellte in Großbetrieben,

im übrigen die jugendlichen männlichen Angestellten sehr viel stärker als die er¬

wachsenen entlassen worden. Der geringe Abbau weiblicher Angestellter ist fast allein

auf Entlassungen Jugendlicher in Mittelbetrieben zurückzuführen, während die weiblichen

erwachsenen Angestellten in Mittelbetrieben und die jugendlichen weiblichen Ange¬

stellten in Großbetrieben noch zugenommen haben... Die Umschichtung zwischen

Männern und Frauen im Angestelltenberuf erfährt hierdurch eine interessante Be¬

leuchtung".
Es ist nun zu fragen, ob die Tatsache, daß mehr männliche als weibliche Angestellte

entlassen worden sind, eine dauernde Umschichtung zwischen Männern und Frauen

im Angestelltenberuf hervorruft. Um es an einem Beispiel zu verdeutlichen: angenom¬

men, in einem Betrieb sind 100 Angestellte tätig, 65 Männer und 35 Frauen, also 65%

männliche, 35% weibliche Angestellte. Der Betrieb schränkt sein Personal ein und ent¬

läßt 15 Männer; es bleiben 85 Angestellte, und zwar 50 Männer und 35 Frauen, das heißt

jetzt rd. 60% Männer und rd. 40% Frauen. Würde der Betrieb nochmal 15 Männer

entlassen, so wären unter 70 Angestellten je 50% Männer und Frauen. Der Frauen-

anteil ist gestiegen, aber nicht aktiv durch Zunahme der weib¬

lichen Angestellten, sondern passiv durch Einschränkung der

männlichen Angestellten.

Die Zahlen aus Sachsen zeigen nun allerdings, daß der Zuwachs der Angestellten

in den letzten 4 Jahren nur von den Frauen hergekommen sein soll. Es drängen zwar,

wie die Berufsberatungsstatistik zeigt (vgl. Rundschau H/4) von den Schulentlassenen

alljährlich verhältnismäßig mehr weibliche als männliche neue Arbeitskräfte zu den

Angestelltenberufen. Und die weiblichen Angestellten sind im allgemeinen (wie in

Rundschau II/3) begründet wurde), von der Arbeitslosigkeit etwas geringer betroffen

worden als die männlichen. Vielleicht läßt sich das überraschende Bild aus Sachsen

auch daher erklären, daß es im industriereichen Sachsen verhältnismäßig mehr tech¬

nische und weniger kaufmännische Angestellte gibt; da die Techniker und Werkmeister

von der Arbeitslosigkeit stärker ergriffen worden sind als die kaufmännischen Ange¬

stellten, da außerdem die Frauen unter den technischen Angestellten fast ganz fehlen,

so würde sich der außerordentliche Unterschied in dem Arbeitslosigkeitsgrad zwischen

den Geschlechtern wenigstens obenhin begründen lassen.

Nimmt man die Reichszahlen der arbeitslosen kaufmännischen Angestellten nach

den Berichten der Reichsanstalt zum Vergleich, so würde sich im Gegenteil zeigen, daß

sich der Grad der Arbeitslosigkeit bei den weiblichen kauf¬

männischen Angestellten ständig wesentlich stärker verschlech¬

tert hat als bei den männlichen:

Jahr männliche weibliche

Januar 1927 132 000 60 000

1928 94 000 40 000

1929 101000 48 000

1930 124 000 68 000

1931 182 000 107 000

Die Steigerung beträgt vom Januar 1927 bis Januar 1931 bei den Frauen 78%, bei den

Männern nur 38%. Daraus läßt sich aber noch nicht ableiten, wieviel beschäftigte

weibliche und männliche Angestellte es zur Zeit gibt, und noch weniger, ob sich das

Verhältnis zwischen Männer- und Frauenarbeit bei den Angestellten verschoben hat.

Daß die Frauen die Männer verdrängt und deren Arbeit übernommen hätten, kann also

auch nach dem interessanten Beispiel aus Sachsen nicht bewiesen werden. Für die

— bereits in der Berufszählung festgestellte — Tendenz, daß die Rolle der Frauen



im Angestelltenberuf durch die Entwicklung der Wirtschaft noch weiter wächst,
ist aber damit ein neuer Anhaltspunkt gegeben. Wieweit die unterschiedliche Bezahlung
dabei mitwirkt, sei dahingestellt.

ARBEITEN AN SCHREIBMASCHINEN.

Den gesundheitlichen Schutz der Angestelltenberufe, besonders der weib¬

lichen, in die Arbeitsschutzgesetzgebung einzureihen, ist eine wichtige aber noch

sehr vernachlässigte sozialpolitische Gegenwartsaufgabe. Bei der letzten Tagung
der Gesellschaft für Gewerbehygiene, die sich mit dem Thema der „Hygiene im

Büro und in kaufmännischen Betrieben" beschäftigte, mußten die Referenten in der

Hauptsache auf Vorkriegserhebungen zurückgreifen oder Allgemeines sagen, da neues

Material zum Beweis für die Gesundheitsgefährdung der Angestellten im Einzelnen noch

sehr wenig vorliegt. Der AfA-Bund hat es für dringlich gehalten, sich über die durch

die Rationalisierung und Mechanisierung am stärksten in Mitleidenschaft gezogene Be¬

rufsgruppe, nämlich die Maschinenschreiberinnen, durch unmittelbare Befragung zu

informieren. Das Resultat der Umfrage ist soeben in einer Broschüre niedergelegt (Er¬

hebung über das Arbeiten an Schreibmaschinen, Sozialhygienische Schriften des Allg.
Fr. Angestelltenbundes. Berlin, Freier Volksverlag 1931. Preis für Mitglieder des ZdA.

0,80 RM).

Aus 600 Fragebogen ergibt sich als ganz kurzes Resümee: Kennzeichnend ist, daß,

obwohl die Fragebogen an Angestellte aller Altersklassen geschickt wurden, sich haupt¬
sächlich die 27-—28jährigen beteiligten. Die gesundheitlichen Schädigungen machen

sich erst nach längerer Berufstätigkeit bemerkbar. Die durchschnittliche Berufstätigkeit
der Befragten lag demgemäß hoch, zwischen 9 und 14 Jahren. Bei 45%, also fast der

Hälfte aller untersuchten weiblichen Angestellten, bestand ihre Tätigkeit aus¬

schließlich im Maschineschreiben (Diktat eingerechnet). 71% arbeiteten in

einem Raum mit mehr als 3, sogar bis 80 MaschinenI Zusammen mit andern Angestellten in

einem Raum waren % aller Befragten beschäftigt, das heißt zum Maschinengeklapper dauernd

durch andern Lärm gestört. Gesundheitsschädliche Folgen, zum Teil schwerer Art, trugen die

Hälfte aller untersuchten Maschinenschreiberinnen davon. Neben Armbeschwerden und

Unterleibsstörungen sind es vor allem nervöse Erkrankungen, so daß man die Nervosi¬

tät der Stenotypistin schlechterdings als neue Gewerbekrank¬

heit bezeichnen kann, sie ist charakteristisch für den Beruf und findet sich in dieser

Form und Stärke wohl kaunt in einem andern Beruf. „Es ist sicherlich berechtigt, Frauen

mit diesen gesundheitlichen Folgen ihrer Schreibmaschinenarbeit als berufskrank

anzusehen, obwohl der rechtliche Begriff einer entschädigungspflichtigen Berufskrankheit

aus versicherungstechnischen Gründen zur Zeit noch nicht auf sie anzuwenden ist". Es

steht zu hoffen, daß diese Untersuchung (deren Lektüre zu empfehlen ist) dazu beiträgt.

Was können wir von der Maschlnenschreiberin verlangen? Unter diesem Titel ver¬

öffentlicht der Sachverständige und Dozent für Schriftwesen der Technischen Hoch¬

schule Braunschweig Dr. Bode in der „Zeitschrift für Organisation" (1931 Nr. 8) einen

grundsätzlichen Aufsatz, der als eine Normierung der Arbeitsleistung einer Stenotypistin

gelten kann. Wir entnehmen ihm aus einer schlagwortartig zusammengefaßten Tabelle

als Fazit: 4 Tastenanschläge in der Sekunde (Takt 4) werden bei Handelskammer¬

prüfungen mindestens verlangt. 60 Anschläge hat eine Schreibmaschinen-Normalzeile.

1500 Anschläge hat im Durchschnitt ein Geschäftsbrief in Normformat. 90 000 An¬

schläge sind bei Takt 4 die tägliche Rohleistung im Abschreiben mit der

Maschine, ohne Durchschlag. 77 000 Anschläge sind bei Takt 4 die tägliche Rohleistung

mit Durchschlag. 50 Briefe im Normformat mit Durchschlag sind bei Takt 4 die täg¬

liche Rohleistung im Abschreiben. 37 Briefe gleichen Umfangs mit Durchschlag werden



täglich bei Takt 4 aus dem Stenogramm übertragen. — Zwar warnt Bode selbst, dieses

Höchstmaß zu verlangen, weil eine solche Anstrengung schon aus menschlicher

Rücksicht vermieden werden muß. Aber wir halten es für gefährlich, daß man in solcher

Normierungstabelle das Höchstmaß als Norm einsetzt, weil es dann allzuleicht als das

gewöhnliche Maß angesehen werden kann, „was wir von der Maschinenschreiberin ver¬

langen können". (Vgl. übrigens auch Rundschau 1930/7.)

TAGESSCHAU.

Die Notverordnung nnd die Frauen. Eine Bestimmung der neuen Notverordnung

trifft die Frauen besonders, weil sie die berüchtigte Bedürftigkeitsprüfung
wieder einführt: Es heißt in Teil 3 (Art. 1/15) zu § 107d AVAVG: „Verheirateten Frauen

wird die Arbeitslosenunterstützung nur gewährt, soweit sie bedürftig sind. Für die

Prüfung der Bedürftigkeit gelten die Vorschriften der Krisenfürsorge". — Dagegen wird

der bisherige § 112b: „Auf die Unterstützung eines verheirateten Arbeitslosen ist das

Einkommen seines Ehegatten anzurechnen, soweit es 35 Reichsmark in der Kalender¬

woche übersteigt... Arbeitslosenunterstützung des Ehegatten gilt nicht als Einkommen

im Sinne des Abs. 1 Satz 1" dadurch abgeändert, daß an die Stelle „seines Ehegatten"
die Worte „seiner Ehefrau" treten — was als Milderung gelten kann. Außerdem würde

sich die (hoffentlich noch zu ändernde) Bestimmung, daß alle Jugendlichen unter

21 Jahren, wenn sie unterhaltspflichtige Angehörige haben, keine Unterstützung mehr

bekommen, auch besonders auf weibliche AngesteUte auswirken, da über 35% unter

21 Jahren sindl

Die Brauns-Kommission verschärft ihre Haltung gegen die Frauen. Das neue dritte

Gutachten der Kommission zum Studium der Arbeitslosigkeit, das allerdings durch die"

Notverordnung überholt ist, äußert sich noch einmal zur Frage der verheirateten Frauen:

Das Anwachsen der Erwerbslosigkeit der verheirateten Frauen sei vorwiegend auf die

Ungunst der wirtschaftlichen Lage, daneben aber auch auf die Versorgung im Fall der

Arbeitslosigkeit zurückzuführen. Die Kommission schlägt vor, die Bestimmung, die sich

auf die Arbeitslosenunterstützung beider Ehegatten bezieht und die niedrigere Unter¬

stützung auf die Hälfte herabsetzt, dadurch zu verschärfen, daß die Unterstützung auch

dann gemindert wird, wenn dem Arbeitslosen ein Familienzuschlag für einen Ange¬

hörigen gewährt wird (bisher fiel die Minderung bei Gewährung von Familienzuschlägen

ganz weg). Ferner soll die anrechnungsfreie Grenze von 35 RM herabgesetzt werden,

was der allgemeinen Senkung des Lohnniveaus entspräche!
Die SPD für das Recht der Frau auf Erwerbsarbeit. Der Parteitag der SPD in Leipzig

hat eine Resolution zur Frage der Frauenerwerbsarbeit angenommen, in der es u. a.

heißt: „Die Sozialdemokratische Partei bekämpft aufs schärfste die Hetze gegen

die arbeitende Frau •— gleichviel, ob sie ledig oder verheiratet ist. Nicht die erwerbs¬

tätige Frau ist schuld an der anwachsenden Arbeitslosigkeit, sondern das kapitalistische

System, das es mit voller Energie zu bekämpfen gilt. Wir verwerfen die Versuche, von

welcher Seite sie auch kommen mögen, einen Keil in die Arbeiterschaft hineinzutreiben

und bekennen uns erneut zu der bereits in unserem Heidelberger Programm aufgestellten

Forderung: „Gleiches Recht der Frau auf Erwerbsarbeit".

Berichtigung. Durch ein technisches Versehen ist in der letzten Nr. der „Rundschau"
die Korrektur nicht nachgetragen worden. Wir bitten daher auf Seite 2 oben einzusetzen:

„Von 227 000 Jugendlichen wollten nur 14% Angestellte werden". Ferner muß es in der

Anmerkung auf Seite 1 heißen: „Die Berufsberatungsstatistik ist nicht nach dem Kalen¬

derjahr gerechnet: die 1927 Fünfzehnjährigen erscheinen bei ihr 1926/27", nicht „bisher".

Sammelmappen! In Nr. 3 der „Rundschau" baten wir um Äußerungen, ob die von

Einigen geforderten Sammelmappen einem allgemeinen Wunsch entsprechen. Wir bitten

um zahlreichere Antworten!
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